
Aktenzeichen: 9 AZR 268/94 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat

I. Arbeitsgericht 
Wuppertal

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 07. November 1995
- 9 AZR 268/94 -
Urteil vom 14. April 1993
- 3 Ca 717/93 -
Urteil vom 20. Oktober 1993
- 11 (16) Sa 886/93 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Betriebsratsanhörung vor Kündigung von Heimarbeitern

Gesetz:
BetrVG §§ 6, 102

Leitsätze:
1. Vor der Kündigung des Rechtsverhältnisses eines Heimarbei­
ters, der hauptsächlich für den Betrieb arbeitet, ist der Be­
triebsrat nach § 102 BetrVG anzuhören.
2. Verletzt der Arbeitgeber seine Pflicht zur ordnungsgemäßen 
Anhörung des Betriebsrats, ist die Kündigung des Heimarbeits­
verhältnisses nach § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG unwirksam.
3. Berücksichtigt der Arbeitgeber bei der Auswahl der zu kün­
digenden Heimarbeiter soziale Gesichtspunkte, so hat er dem 
Betriebsrat die entsprechenden Daten aller Heimarbeiter mit­
zuteilen, die er in die Auswahlentscheidung einbezogen hat.
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9 AZR 268/94
11 (16) Sa 886/93 Düsseldorf

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
7. November 1995

U r t e i l
Klapp,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. November 1995 durch den Rich­
ter Dörner als Vorsitzenden, die Richter Düwell und 
Dr. Friedrich sowie die ehrenamtlichen Richter Prof. Hammer

-  2 -

und Schwarz für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 20. Oktober 
1993 - 11 (16) Sa 886/93 - aufgehoben.
Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Wuppertal vom 14. April 1993 
- 3 Ca 717/93 - abgeändert.
Es wird festgestellt, daß das Heimarbeitsverhält­
nis der Klägerin durch die Kündigung der Beklag­
ten vom 20. Januar 1993 nicht beendet worden ist.
Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über den Fortbestand ihres Heimar­
beitsverhältnisses .

Die Beklagte gab der 1952 geborenen Klägerin seit November 
1989 ständig Aufträge als Heimarbeiterin. Die Klägerin erhielt 
für ihre Heimarbeit im Jahr 1992 durchschnittlich 2.000,00 DM mo­
natlich. Sie ist verheiratet und hat zwei Kinder. Das älteste 
Kind ist schwerbehindert. Der Grad der Behinderung beträgt 100.

Im Januar 1993 entschloß sich die Beklagte, einen Teil der 
Heimarbeit in den Betrieb zurückzuverlagern. Zu diesem Zweck 
sollten von den damals bestehenden 40 Heimarbeitsverhältnissen 10 
beendet werden. Am 18. Januar 1993 leitete die Geschäftsführung 
dem Betriebsratsvorsitzenden die schriftliche Mitteilung über die 
beabsichtigte ordentliche Kündigung des Heimarbeitsverhältnisses 
der Klägerin zu. Der Betriebsratsvorsitzende Unterzeichnete nach

3JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

der Betriebsratssitzung am Morgen des 20. Januar 1993 die vorge­
druckte Stellungnahme, daß keine Bedenken bestünden. Die Beklagte 
kündigte zum 15. Februar 1993. Das auf den 20. Januar 1993 da­
tierte Kündigungsschreiben ging der Klägerin am 25. Januar 1993 
zu.

Mit der am 8. Februar 1993 eingegangenen Klageschrift hat 
die Klägerin den Fortbestand ihres HeimarbeitsVerhältnisses ge­
richtlich geltend gemacht. Sie hat die Anhörung des Betriebsrats 
für nicht ordnungsgemäß gehalten.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß das Heimarbeitsverhältnis der 
Klägerin durch die Kündigung vom 20. Januar 1993 
nicht beendet worden ist.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat behauptet, ihre Personalreferentin E
habe dem Betriebsrat mündlich die Auswahlgrundsätze erläu­

tert und vor Absendung des Kündigungsschreibens den Eingang der 
Stellungnahme des Betriebsrats abgewartet.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
ist vom Landesarbeitsgericht nach Beweisaufnahme durch Vernehmung 
der Personalreferentin E zurückgewiesen worden. Mit der
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vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Klä­
gerin weiterhin ihren Feststellungsantrag. Die Beklagte bittet um 
Zurückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n q s a r ü n d e  :

I. Die Revision ist begründet. Denn die Kündigung des Heimar­
beitsverhältnisses durch die Beklagte ist nach § 102 Abs. 1 
Satz 3 BetrVG rechtsunwirksam.

1. Bei der Kündigung des Heimarbeitsverhältnisses der Parteien 
war das Anhörungsverfahren nach § 102 BetrVG zu beachten.

Nach § 6 Abs. 1 Satz 2 BetrVG gelten auch die in Heimarbeit 
Beschäftigten, die in der Hauptsache für den Betrieb arbeiten, 
als Arbeiter i.S. des BetrVG. Die Klägerin war hauptsächlich für 
den Betrieb der Beklagten tätig. Deshalb war die Beklagte nach 
§ 102 Abs. 1 Satz 1 und 2 BetrVG gegenüber dem Betriebsrat ver­
pflichtet, vor der Kündigung den Betriebsrat ordnungsgemäß zu 
hören.

2. Die Beklagte hat ihre betriebsverfassungsrechtlichen Pflich­
ten aus § 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG verletzt. Die Kündigung ist 
deshalb nach § 102 Abs. 1 Satz 3 BetrVG unwirksam.

a) Im Unterschied zum früheren Recht (vgl. zu § 66 Abs. 1 
BetrVG 1952: BAG Urteile vom 15. September 1956 - 1 AZR 258/54 -,

- 2 AZR

- 5 -

14. Oktober 1965 2 AZR 466/64 - und 27. März 1969
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422/68 - AP Nr. 1, 27 und 30 zu § 66 BetrVG 1952) enthält der 
seit 1972 geltende § 102 Abs. 1 BetrVG ausdrücklich eine beson­
dere zivilrechtliche Wirksamkeitsvoraussetzung (grundlegend: BAGE 
26, 27, 33 f. = AP Nr. 2 zu § 102 BetrVG 1972, zu I 4 b bb der 
Gründe). Diese gilt für alle dem Betrieb angehörenden Arbeitneh­
mer. Sie hängt nicht von dem Bestehen eines arbeitsrechtlichen 
Kündigungsschutzes ab. Auf die Ansicht der Revision, die Klägerin 
sei Arbeitnehmerin im Sinne von § 1 KSchG gewesen, kam es somit 
nicht an.

b) Die Kündigung ist nicht schon deshalb unwirksam, weil nach 
der Behauptung der Revision der Arbeitgeber vor Abschluß des An­
hörungsverfahrens gekündigt hat.

Nach der Überzeugung des Landesarbeitsgerichts hat die Zeu­
gin E das Kündigungsschreiben erst nach Erhalt der Stel­
lungnahme des Betriebsrats abgefaßt. Das Revisionsgericht ist 
nach § 561 Abs. 2 ZPO an die nicht angegriffene Feststellung ge­
bunden .

c) Die Beklagte hat jedoch die Anforderungen, die die Recht­
sprechung an die Unterrichtungspflicht über die Kündigungsgründe 
stellt, nicht vollständig erfüllt.

aa) Der Arbeitgeber hat den subjektiv als maßgebend erachteten 
Sachverhalt, aus dem er seinen Kündigungsentschluß ableitet, so 
genau und vollständig zu umschreiben, daß der Betriebsrat ohne 
zusätzliche eigene Nachforschungen in die Lage versetzt wird, die
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Stichhaltigkeit der Gründe zu überprüfen, um sich über die eigene 
Stellungnahme schlüssig zu werden (BAG Urteil vom 18. Mai 1995 
- 2 AZR 920/93 - AP Nr. 64 zu § 102 BetrVG 1972, auch zur Veröf­
fentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen). Das gilt auch, 
wenn der Betriebsrat vor Kündigungen, die nicht dem Kündigungs­
schutzgesetz unterfallen, anzuhören ist (BAG, aaO, zu II 3 der 
Gründe).

bb) Nach den von der Revision nicht mit Verfahrensrügen ange­
griffenen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ist davon aus­
zugehen, daß die Personalreferentin E mündlich über die
von der Beklagten zugrundegelegten Auswahlkriterien "alleinste­
hend, Unterhaltspflichten für Kinder oder festes Einkommen des 
Ehemannes" unterrichtet hat. Die Angabe dieser Auswahlgrundsätze 
war erforderlich. Denn wenn ein Arbeitgeber eine Auswahl zwischen 
mehreren Personen trifft, zählen die dabei subjektiv zugrundege­
legten Kriterien notwendigerweise zum Kündigungsgrund. Erst durch 
sie wird der Kündigungsentschluß personalisiert (BAGE 42, 151 =
AP Nr. 12 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung). Das gilt 
auch, wenn keine Auswahl nach § 1 Abs. 3 Satz 1 KSchG vorzunehmen 
ist, sondern der Arbeitgeber ausschließlich Billigkeitsgesichts­
punkte berücksichtigt (BAG Urteil vom 26. Oktober 1995 - 2 AZR 
1026/94 -, zur Veröffentlichung vorgesehen).

cc) Wird vom Arbeitgeber eine Auswahl anhand von subjektiven 
Kriterien getroffen, so hat der Arbeitgeber nach § 102 Abs. 1 
Satz 2 BetrVG dem Betriebsrat zusätzlich auch die von ihm berück­
sichtigten persönlichen Verhältnisse der in seine Auswahlent­
scheidung einbezogenen Arbeitnehmer mitzuteilen. Nur dann kann
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der Betriebsrat überprüfen, ob der Arbeitgeber tatsächlich auch 
seinen eigenen Auswahlkriterien Rechnung getragen hat (BAG Urteil 
vom 26. Oktober 1995 - 2 AZR 1026/94 -).

Der erkennende Senat folgt dieser Rechtsprechung des Zweiten 
Senats des Bundesarbeitsgerichts. Er wendet sie auch auf die Kün­
digung von Heimarbeitsverhältnissen an. Denn weder das Heimar­
beitsgesetz noch das Betriebsverfassungsgesetz lassen zu, daß an 
den Umfang der Unterrichtungspflicht des Arbeitgebers bei der An­
hörung des Betriebsrats vor der Kündigung von Heimarbeitern ge­
ringere Anforderungen gestellt werden.

Die Unterrichtung des Betriebsrats durch die Beklagte genügt 
nicht diesen Anforderungen. Nach ihrem Vorbringen und den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts hat die Beklagte lediglich 
ihre Auswahlkriterien und das Ergebnis ihrer Auswahlentscheidung 
mitgeteilt. Sie hat es unterlassen, die ihrer Entscheidung zu­
grunde liegenden persönlichen Verhältnisse der 30 gekündigten 
Heimarbeiterinnen anzugeben. Die darlegungspflichtige Beklagte 
hat somit nicht vorgetragen, sie habe dem Betriebsrat im Rahmen 
der Anhörung die Nachprüfung ihrer Auswahlentscheidung ermög­
licht .

3. Der Rechtsstreit muß entgegen der Auffassung der Beklagten 
nicht zur weiteren Sachaufklärung an das Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen werden. Die Beklagte hat zwar in der Revisionsver­
handlung mangelnde Sachaufklärung durch das Landesarbeitsgericht 
gerügt. Ihre Rüge genügt jedoch nicht den gesetzlichen Anforde­
rungen des § 554 Abs. 3 Nr. 3 ZPO. Bei Verfahrensrügen, die auf
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eine Verletzung des § 139 ZPO gestützt werden, ist anzugeben, 
welche Fragen das Berufungsgericht hätte stellen müssen und was 
im einzelnen darauf erwidert worden wäre (BAGE 13, 340, 344 = AP 
Nr. 37 zu § 233 ZPO; BAG Urteil vom 7. Oktober 1987 - 5 AZR 
116/86 - AP Nr. 15 zu § 611 BGB Persönlichkeitsrecht). Das ist 
nicht geschehen. Die Beklagte hat nicht angegeben, welcher Sach- 
vortrag bei entsprechendem gerichtlichem Hinweis in der Beru­
fungsinstanz erfolgt wäre.

II. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO.

Dörner Friedrich Düwell
Hammer Schwarz
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